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Perspektivwechsel – Ausgrenzung und Diskriminierung von Betroffenen beenden 

In Deutschland wird ein Missbrauchs-Gutachten nach dem anderen veröffentlicht. Das 

gastgebende Bistum Dresden-Meißen hat dagegen noch nicht einmal mit der Aufarbeitung 

begonnen. Es verweigert nicht nur einen Dialog mit Betroffeneninitiativen, sondern auch mit 

dem eigenen Betroffenenbeirat. So können Hindernisse für die Konstituierung einer 

Aufarbeitungskommission nicht ausgeräumt werden.  

Der Freistaat Sachsen erklärt die Aufarbeitung von Straftaten gegen die sexuelle 

Selbstbestimmung zu einer innerkirchlichen Angelegenheit. Er lehnt jede Unterstützung oder 

Vermittlung ab. Diese Situation macht überdeutlich, dass der Umgang mit Gewalt und 

Missbrauch im Raum der Kirche im alleinigen Ermessen des jeweiligen Bischofs liegt. Das 

Kirchenrecht mag gut gemeint sein. Es versagt aber, wenn der jeweilige Bischof es in 

undurchschaubaren Strukturen versickern lässt. 

Im internationalen Vergleich zeigt sich, dass wirksame Aufarbeitung dort gelingt, wo die 

Zivilgesellschaft nicht länger einen rechtsfreien Raum in der katholischen Kirche duldet.  

Wir fordern die Bischöfe auf, ihr Versagen bei der Aufarbeitung des endlosen 

Missbrauchsskandals einzugestehen und die staatlichen Stellen öffentlich um Übernahme der 

Verantwortung für die Aufarbeitung zu bitten. Wir fordern, dass die Bischöfe sich darauf kon-

zentrieren, ihren Umgang mit Betroffenen zu überdenken und aus dem Skandal Lehren für die 

Zukunft zu ziehen.  

Wir klagen an, dass Betroffene durch Bischöfe stigmatisiert, diskriminiert und marginalisiert 

werden. Bischöfe reduzieren Betroffene auf unterstellte Beeinträchtigungen. Sie reden, wenn 

überhaupt, in ritualisierten Settings mit ihnen. Wir fordern einen Perspektivwechsel und eine 

gleichberechtigte Teilhabe an allen Maßnahmen zur Aufarbeitung von Missbrauch und Gewalt.  

Wir fordern, dass die Verengung auf spezifische Betroffenengruppen aufgegeben wird. 

Missbrauch und Gewalt müssen verhindert, aufgeklärt, geahndet und aufgearbeitet werden. 

Und zwar unabhängig davon, ob der Missbrauch sexuell oder spirituell geprägt ist und ob sich 

die Gewalt gegen Kinder, Jugendliche oder volljährige Personen richtet.  

Wir erwarten, dass gute Absichtserklärungen wie die der Bischöfe zu Missbrauch im 

seelsorglichen Kontext unverzüglich als Standards in alle bischöflichen Ordnungen zum 

Umgang mit Missbrauch und Gewalt eingearbeitet werden. 

Wir fordern eine verpflichtende regelmäßige Evaluation dieser Ordnungen, in die Betroffene 

gleichberechtigt einzubinden sind. Ihre Perspektive ist erfahrungsbasiert und muss deshalb 

handlungsleitend sein. 
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